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Transaktionen

9/5. Durchführungsverordnung (EU) 2022/2454 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Richtlinie 
2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die aufsichtlichen 
Meldungen von Risikokonzentrationen und gruppeninternen Transaktionen

J. Abschlussprüfung

10. Bundesgesetz über die Aufsicht über Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften 
(Abschlussprüfer-Aufsichtsgesetz - AP AG)

10/1. APAB-Verwaltungskostenbeitragsverordnung - APAB-VKBV
10/2. APAB-Inspektionsfinanzierungsverordnung - APAB-IFV
10/3. APAB-Untersuchungskostenverordnung - APAB-UKV
10/4. APAB-Qualitätssicherungsprüfberichtsverordnung - APAB-QPBV
10/5. Verordnung der Abschlussprüferaufsichtsbehörde zu den von zu überprüfenden 

Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften bereitzustellenden Informationen zur 
Beurteilung des Antrages auf Bestellung eines Qualitätssicherungsprüfers (AP AB- 
Dreiervorschlagsverordnung - APAB-DVV)

10/6. Verordnung der Abschlussprüferaufsichtsbehörde über die von zu überprüfenden 
Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften bereitzustellenden Informationen für 
die Angebotserstellung durch potentielle Qualitätssicherungsprüfer (APAB-Angebots- 
informationsverordnung - APAB-AIV)

10/7. Bundesgesetz über die Einrichtung eines Prüfverfahrens für die Finanzberichterstattung 
von Unternehmen, deren Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
sind (Rechnungslegungs-Kontrollgesetz - RL-KG)


